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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 

A. Zielsetzung 

Der moderne Arbeitsschutz erfordert sicherheitstechnische Anfor-
derungen, die dem Stand der Technik entsprechen. Die Bundesre-
gierung soll deshalb ausdrücklich ermächtigt werden, entspre-
chende Regelungen in Rechtsverordnungen nach § 24 Gewerbe-
ordnung (GewO) zu treffen, um dem gestiegenen Sicherheitsbe-
dürfnis der Beschäftigten und Dritter Rechnung zu tragen. Mit 
Regeln, die dem Stand der Technik entsprechen, wird es künftig 
möglich sein, das Vorschriftenwerk für die Anlagensicherheit in 

konsequenter Umsetzung des technischen Fortschritts dynami-
scher zu gestalten. 

Schadensereignisse der letzten Jahre haben gezeigt, daß zur Ver-
ringerung von Sicherheitsrisiken bei gefährlichen gewerblichen 
und industriellen Anlagen die Eigenverantwortung und -kontrolle 
der Anlagenbetreiber, die Überprüfung durch unabhängige Sach-

verständige und die staatliche Überwachung verstärkt werden 

müssen. 

Hierzu ist auch das bestehende Regel-, Prüf- und Überwachungs-
system des § 24 der GewO weiter auszubauen. 

Schließlich muß die Aufgabenstellung für die Technischen Aus-
schüsse so beschrieben werden, daß sie den heutigen modernen 

Anforderungen gerecht wird. 

B. Lösung 

Die Anforderungen an Anlagen nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 GewO müs-
sen künftig dem Stand der Technik entsprechen. 

In § 24 GewO wird ein neuer Absatz (1 a) eingefügt, durch den 
klargestellt wird, daß zur Anlage auch Meß-, Steuer und Regelein-

richtungen zählen, die dem sicheren Bet rieb der Anlage dienen. 

In § 24 Abs. 4 wird festgelegt, daß die Technischen Ausschüsse 
technische Regeln nach dem Stand der Technik zu ermitteln ha-

ben. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch die Änderung der Gewerbeordnung entstehen unmittelbar 
keine Kosten. Beim Erlaß neuer oder der Erweiterung bestehender 
Rechtsverordnungen nach § 24 GewO durch die Bundesregierung 
kommen neue Aufgaben auf die Staatlichen Gewerbeaufsichtsäm-
ter zu. 

Kosten entstehen jedoch für die Anlagenbetreiber, wenn aufgrund 
der erweiterten Ermächtigung Verordnungen für weitere Anlagen 
erlassen werden, in denen sicherheitstechnische Anforderungen 
und Prüfpflichten festgelegt werden. Die hiermit verbundenen 
Anforderungen können sich geringfügig auf das Preisniveau aus-
wirken. Finanzielle Auswirkungen für Bund und Länder sind nur 
in den Fällen zu erwarten, in denen diese solche Anlagen selbst 
betreiben oder in denen sie an juristischen Personen beteiligt sind, 
die über solche Anlagen verfügen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (311) — 614 06 — Ge 49/89 
Bonn, den 7. Dezember 1989 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 604. Sitzung am 22. September 1989 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzenwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 24 der Gewerbeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Januar 1987 (BGBl. I S. 425), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezem-
ber 1988 (BGBl. I S. 2330), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In Absatz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „be-
stimmten" die Worte ,,, dem Stand der Technik 
entsprechenden" eingefügt. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a einge-
fügt: 

„ (1 a) Zu den Anlagen gehören auch Meß-, 
Steuer- und Regeleinrichtungen, die dem sicheren 
Betrieb der Anlage dienen."  

3. In Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender neuer Satz 
eingefügt: 

„Sie schlagen ihnen ferner in Abstimmung mit dem 
Technischen Ausschuß für Anlagensicherheit nach 
§ 31 a Abs. 1 BImSchG *) dem Stand der Technik 
entsprechende Regeln (Technische Regeln) vor." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

*) Zur Zeit in Beratung, vgl. BR-Drucksache 155/89 und BT

-

Drucksache 11/4909 
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Begründung 

I. Allgemeines 

§ 24 der Gewerbeordnung (GewO) ermächtigt die 
Bundesregierung, für Anlagen, die mit Rücksicht auf 
ihre Gefährlichkeit einer besonderen Überwachung 
bedürfen, durch Rechtsverordnungen zu bestimmen, 
daß sie besonderer staatlicher Aufsicht, z. B. durch 
Anzeige- oder Erlaubnisverfahren, bestimmten An-
forderungen und betreiberunabhängigen Sachver-
ständigenprüfungen unterliegen. 

Die Bundesregierung hat von dieser Ermächtigung 
bei den in § 24 Abs. 3 abschließend aufgezählten An-
lagen weitgehend Gebrauch gemacht. Hiermit wurde 
im sogenannten Recht der überwachungsbedürftigen 
Anlagen ein beispielhaftes Vorschriftensystem ge-
schaffen, das hohe Sicherheit dieser Anlagen gewähr-
leistet. 

Bei der Festlegung technischer Regeln werden in Aus-
schüssen nach § 24 Abs. 4 GewO neben Vertretern 
der Behörden, der Wissenschaft und der technischen 
Überwachung insbesondere Vertreter der Hersteller 
und der Betreiber der Anlagen beteiligt. 

Durch Erhöhung der Anforderungen an überwa-
chungsbedürftige Anlagen und durch eine klare Auf-
gabenstellung für die Technischen Ausschüsse wird 
die Anlagensicherheit auch unter Berücksichtigung 
des ständig fortschreitenden Wandels der Technik 
entscheidend verbessert. 

Vorhandene Strukturen im Bereich der Regelsetzung 
durch beratende Ausschüsse nach § 24 Abs. 4 GewO, 
der Prüforganisationen nach § 24 c GewO und der 
staatlichen Aufsicht durch die Gewerbeaufsicht er-
möglichen praxisnahen, schnellen und effektiven 
Vollzug. 

Mit der Gesetzesänderung wird der Entschließung 
des Bundesrates vom 13. März 1987 (Drucksache 
622/86) und einem Beschluß der 65. Arbeits- und So-
zialministerkonferenz vom 5. bis 7. Oktober 1988 
weitgehend Rechnung getragen. 

II. Änderung der Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Der moderne Arbeitsschutz fordert sicherheitstechni-
sche Anforderungen, die dem Stand der Technik ent-
sprechen. Die Bundesregierung soll deshalb aus-

drücklich ermächtigt werden, entsprechende Rege-
lungen in Rechtsverordnungen nach § 24 GewO vor-
zusehen, um dem gestiegenen Sicherheitsbedürfnis 
der Beschäftigten und Dritter Rechnung zu tragen und 
dann die konsequente Umsetzung des technischen 
Fortschritts dynamisch gestalten zu können. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Durch die Ergänzung wird festgelegt, daß Meß-, 
Steuer- und Regeleinrichtungen (MSR-Einrichtun-
gen) grundsätzlich Bestandteil überwachungsbedürf-
tiger Anlagen sind und somit auch für diese Einrich-
tungen durch Rechtsverordnungen der Bundesregie-
rung Vorschriften erlassen werden können. 

Dies ist erforderlich, da durch die MSR-Einrichtungen 
nicht nur die Sicherheit der jeweiligen Anlage, son-
dern auch das Zusammenwirken mehrerer Anlagen 
entscheidend bestimmt wird. 

In die derzeit geltenden Verordnungen nach § 24 
GewO sind solche Einrichtungen zum Teil über die 
Definition des jeweiligen Anlagenbegriffs miteinbe-
zogen (s. z. B. § 2 Dampfkesselverordnung), zum Teil 
werden sie in den dazugehörigen Regelwerken be-
handelt (s. z. B. TRB, TRA), ohne in den entsprechen-
den Verordnungen ausdrücklich als Anlagenteile be-
stimmt zu sein. 

Sowohl aus sicherheitstechnischen Gründen als auch 
im Interesse der Rechtsklarheit muß insbesondere in 
Anbetracht künftig zu erlassender Verordnungen in 
§ 24 GewO festgelegt werden, daß MSR-Einrichtun-
gen Bestandteile überwachungsbedürftiger Anlagen 
sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Änderung macht deutlich, daß die Technischen 
Ausschüsse ermächtigt sind, Vorschläge nicht nur für 
technische Vorschriften, sondern auch für technische 
Regeln zu erarbeiten, die dem Stand der Technik ent-
sprechen. Dieses soll in Abstimmung mit dem Techni-
schen Ausschuß für Anlagensicherheit nach § 31 a 
Abs. 1 BImSchG *) erfolgen. 

*) Zur Zeit in Beratung, vgl. BR-Drucksache 155/89 und BT

-

Drucksache 11/4909 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt der Gesetzesinitiative 
des Bundesrates zu. 

Die Bundesregierung begreift die Verbesserung der 
Anlagensicherheit als eine kontinuierliche Aufgabe. 
Der vom Bundesrat eingebrachte Gesetzentwurf zielt 
darauf ab, das zum Schutz der Beschäftigten und Drit-
ter bestehende Regel-, Prüf- und Überwachungssy-
stem bei gefährlichen Anlagen dem tatsächlich er-
reichten Stand der Sicherheitstechnik anzupassen. 
Die Bundesregierung begrüßt daher diese Initiative 
des Bundesrates. Zu den im Gesetzentwurf enthalte-
nen Änderungsvorschlägen ist im einzelnen folgen-
des zu bemerken: 

1. Festlegung der sicherheitstechnischen Anforde-
rungen nach dem „Stand der Technik" 

Das Gesetz schreibt für das Niveau der sicherheits-
technischen Anforderungen in § 24 Gewerbeord-
nung keinen ausdrücklichen Maßstab vor. Aller-
dings sollen die nach § 24 Abs. 4 eingerichteten 
Technischen Ausschüsse dem „Stand von Wissen-
schaft und Technik" entsprechende Vorschriften 
vorschlagen. In den nach § 24 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen sind Generalklauseln enthal-
ten, wonach die Anlagen, soweit in diesen Verord-
nungen nicht bestimmte technische Anforderun-
gen gestellt sind, den „Allgemein anerkannten Re-
geln der Technik" entsprechen müssen. Als Allge-
mein anerkannte Regeln der Technik sind insbe-
sondere die von den Technischen Ausschüssen er-
mittelten Regeln anzusehen. Dagegen schreibt das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz für die davon er-
faßten Anlagen, zu denen auch überwachungsbe-
dürftige Anlagen i. S. des § 24 Gewerbeordnung 
gehören, zur Vorsorge gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen dem „Stand der Technik" entspre-
chende Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung 
bzw. eine Beschränkung der schädlichen Umwelt-
einwirkungen auf ein nach dem „Stand der Tech-
nik" unvermeidbares Mindestmaß vor. Aus der 
Verwendung unterschiedlicher Maßstäbe im Bun-
des-Immissionsschutzgesetz einerseits und in den 
Verordnungen nach § 24 Gewerbeordnung ande-
rerseits wird abstrakt gefolgert, daß die von den 
Technischen Ausschüssen beschlossenen Regeln 
im Einzelfall ein niedrigeres Sicherheitsniveau 
festlegen könnten als für den Immissionsschutz ge-
setzlich verlangt wird. De facto kann jedoch davon 
ausgegangen werden, daß die von den Techni-
schen Ausschüssen für überwachungsbedürftige 
Anlagen nach § 24 Gewerbeordnung aufgestellten 
Regeln dem Stand der Technik entsprechen, weil 
sie unter Einbeziehung der sicherheitstechnischen 
Fortschritte laufend überarbeitet und der techni-
schen Entwicklung angepaßt werden. Dies ist auch 
der Grund dafür, daß von der Ermächtigung zum 
Erlaß technischer Vorschriften, die gegenüber die-
sen Regeln vorrangig wären, bislang kein Ge-

brauch gemacht werden mußte. Bei der Einführung 
des Begriffs „Stand der Technik" als verbindlichen 
Maßstab in das Gesetz handelt es sich insoweit um 
eine Unterstreichung dessen, was in der Praxis be-
reits geschieht, wenn es um die Festlegung von 
Regeln zur Gefahrenminimierung geht. Im Bereich 
der Gefahrstoffe ist insoweit der Beg riff „Stand der 
Technik" bereits rechtlich verankert. Auch die 
Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften ge-
hen vom Begriff „Stand der Technik" aus. 

2. Abstimmung der sicherheitstechnischen Regeln 
mit den Anforderungen nach Immissionsschutz-
recht 

Eine Abstimmung der Arbeiten der verschiedenen 
Ausschüsse ist eine folgerichtige Konsequenz. Die-
sen Weg beschreitet auch bereits der von der Bun-
desregierung vorgelegte Entwurf eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BT-Drucksache 11/4909 vom 
30. Juni 1989; vgl. dort § 31 a Abs. 1 neu). Durch 
eine vorgegebene Orientierung beider Regelungs-
bereiche an demselben Sicherheitsniveau wird die 
Abstimmung erleichtert. 

3. Einbeziehung von Meß-, Steuer- und Regeleinrich-
tungen in den Geltungsbereich der Verordnungen 
nach § 24 Gewerbeordnung 

Diese Einrichtungen werden derzeit teilweise be-
reits von den genannten Verordnungen erfaßt. Ge-
gen eine ausdrückliche Einbeziehung bestehen 
keine Bedenken. 

4. Die Bundesregierung weist im übrigen aus rechts-
förmlichen Gründen auf folgendes hin: 

a) In Artikel 1 sind in der Einleitung die Worte „zu-
letzt geändert durch Gesetz" zu ersetzen durch 
die Worte „zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes". 

b) In Artikel 1 Nr. 3 ist die Abkürzung „BImSchG" 
zu ersetzen durch die Worte „des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes " . 

Die Gesetzesinitiative hat unmittelbar keine kosten-
mäßigen Belastungen und somit auch keine preisli-
chen Auswirkungen zur Folge. Insbesondere ergeben 
sich aus der Einführung des Maßstabs „Stand der 
Technik" keine zusätzlichen sicherheitstechnischen 
Anforderungen. Hier wird lediglich der Stand der aus-
geübten Praxis festgeschrieben. Bei der Ausfüllung 
der Ermächtigungsnorm entsprechend der Erweite-
rung zu 3. wird von der Bundesregierung der jeweils 
erforderliche Regelungsbedarf zu beachten sein. Fer-
ner sind geeignete Maßnahmen im Hinblick auf eine 
sachgerechte Abstimmung zwischen Arbeitsschutz 
und Umweltschutz zu treffen. Ob sich daraus preisli-
che Auswirkungen ergeben können, läßt sich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht übersehen. 






